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	Verordnung über das Meldewesen und die Einwohnerregister
	Grundlagen
	Kommentar

	A. [bookmark: _Toc483899590]Organisation und Schnittstellen
	
	

	[bookmark: _Toc483899591]Fachstelle
1 Die zuständige Direktion führt eine Fachstelle Meldewesen und Einwohnerregister. 
2 Die Fachstelle ist für diejenigen Aufgaben zuständig, die von der für das Meldewesen und die Einwohnerregister zuständigen Direktion wahrgenommen werden. 
3 Sie betreibt und unterstützt den elektronischen Umzug.
	§ 29
und § 15 MERG
	

	[bookmark: _Toc483899592]Datenlieferung an den Bund a. Bundesamt für Statistik
1 Die Fachstelle liefert die Daten der Gemeinden an das Bundesamt für Statistik gemäss Gesetzgebung über die Registerharmonisierung. Die Lieferungen erfolgen aus der Kantonalen Einwohnerdatenplattform (KEP).
2 Die Datenlieferung erfolgt über die zentrale Informatik- und Kommunikationsplattform des Bundes nach der Registerharmonisierungsverordnung des Bundes vom 21. November 2007.
	§ 21 MERG
	

	[bookmark: _Toc483899593]b. Erhebungsstelle von Abgaben für Radio und Fernsehen
Die Fachstelle liefert die Daten nach Art. 67 Abs. 1 lit. a Radio- und Fernsehverordnung vom 9. März 2007 an die Erhebungsstelle des Bundes. Die Lieferungen erfolgen aus der KEP.

	Art. 69g RTVG
	

	[bookmark: _Toc483899594]c. Departement für auswärtige Angelegenheiten (EDA)
Die Fachstelle liefert die nach Art. 12 Abs. 4 und Art. 13 Abs. 3 Auslandschweizergesetz vom 26. September 2014 notwendigen Daten von Schweizer Staatsangehörigen zur Führung des Auslandschweizerregisters ans EDA. Die Lieferungen erfolgen aus der KEP.
	Art. 12 f. ASG und VEVERA
	

	[bookmark: _Toc483899595]Anwendung technischer Standards
1 Für die Anwendung technischer Standards ist der Stand der Technik massgebend. Insbesondere gelten die anerkannten technischen Standards des Vereins eCH für die Schnittstellen der elektronischen:
a. Meldungen Dritter an die Gemeinden,
b. Umzugsmeldungen,
c. Meldungen der Gemeinden und den Datentransport in die KEP,
d. Meldungen an die Datenbezüger und ihren Datenabruf aus der KEP.
2 Die Fachstelle erlässt Weisungen über die anzuwendenden Versionen der Standards. Sie sind für die meldepflichtigen Personen, die Gemeinden und die Datenbezüger aus der KEP verbindlich.
	§ 15 Abs. 3, § 22 Abs. 3, § 30 Abs. 1 lit. c und § 32 lit. b  MERG
	

	B. [bookmark: _Toc483899596]Meldepflichten und Einwohnerregister
	
	

	[bookmark: _Toc483899597]Identifikation meldepflichtiger Personen
1 Die Gemeinden identifizieren meldepflichtige Personen mittels Ausweisschriften, wenn diese ihre persönlichen Meldepflichten erfüllen.
2 Bei der elektronischen Umzugsmeldung werden als Identifikatoren bestimmte Personendaten sowie die Versichertennummer nach dem Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 20. Dezember 1946 verwendet. 
	§ 15	
MERG

	

	[bookmark: _Toc483899598]Aufenthalt Schweizer Staatsangehörige
Der Aufenthalt von Schweizerinnen und Schweizern setzt eine Niederlassung in einer Gemeinde in der Schweiz voraus.
	
	

	[bookmark: _Toc483899599]Einwohnerregister a. weitere Identifikatoren und Merkmale
Die Gemeinden erfassen im Einwohnerregister folgende Merkmale über Beziehungen gesetzlich erfasster Personendaten:
a. Ehebeziehungen und eingetragene Partnerschaften,
b. Eltern-Kind-Beziehungen,
c. Beziehungen des Kindes- und Erwachsenenschutzes.
	§ 11 Abs. 3 MERG
	

	[bookmark: _Toc483899600]b. Aktualisierung
1 Die Gemeinden führen ihre Einwohnerregister beförderlich. 
2 Sie melden Mutationen von Personendaten ihrer Einwohnerregister tagesaktuell in die KEP. Den Gesamtbestand melden sie mindestens einmal jährlich nach den Vorgaben der Fachstelle.
3 Sie liefern ihre Daten in die KEP über die zentrale Informatik- und Kommunikationsplattform des Bundes nach der Registerharmonisierungsverordnung des Bundes vom 21. November 2007.
	§ 32 lit. a und § 22 Abs. 3 MERG
	

	[bookmark: _Toc483899601]c. Bereinigung der Daten
Die Gemeinden bereinigen ihre Register laufend. Sie halten sich an die Vorgaben:
a. der Fachstelle,
b. des Bundes für die Datenlieferungen an denselben.
	§ 29 Abs. 2 und § 30 MERG
	

	[bookmark: _Toc483899602]Gebühren
1 Die Gemeinden erheben für die Erfüllung ihrer Aufgaben des Melde- und Einwohnerregisterwesens Kanzlei- und Kontrollgebühren 
2 Der Ertrag aus der Gebühr für die elektronische Umzugsmeldung fällt zur Hälfte an die Zuzugsgemeinde und an den Kanton. Die Fachstelle rechnet periodisch mit den Gemeinden ab.
	
	 

	C. [bookmark: _Toc483899603]Kantonale Einwohnerdatenplattform
	
	

	[bookmark: _Toc483899604]Verfahren der Datenbekanntgabe a. Gesuch
Öffentliche Organe, die Daten aus der KEP beziehen wollen,
a. reichen der Fachstelle ein Gesuch ein,
b. bezeichnen die Organisationseinheit, an welche die Datenbekanntgabe erfolgen soll,
c. bezeichnen die Identifikatoren und Merkmale, die sie beziehen wollen,
d. bestimmen, ob sie elektronisch die Daten aus der KEP abrufen und sich Datenänderungen melden lassen wollen,
e. weisen nach, aufgrund welcher gesetzlicher Grundlagen sie die Daten für ihre Aufgabenerfüllung benötigen,
f. begründen die Notwendigkeit für den ersuchten Datenbezug.
	§§ 23–26 MERG
§ 8 IDG
	

	[bookmark: _Toc483899605]b. Beizug der oder des Beauftragten für Datenschutz
Die Fachstelle bezieht vorgängig zu ihrem Entscheid die Beauftragte oder den Beauftragten für Datenschutz beratend zur Stellungnahme bei, wenn unklar ist, ob die Daten für die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben bezogen werden dürfen.
	§§ 23–26 MERG
	

	[bookmark: _Toc483899606]c. Prüfung und Entscheid
1 Die Fachstelle prüft das Gesuch und entscheidet über die Datenbekanntgabe. Sie kann von den Datenbezügern weitere Angaben verlangen und Auflagen anordnen.
2 Sie stellt sicher, dass nur die für die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben notwendigen Daten bezogen werden. Sie beschränkt die beziehbaren Daten insbesondere nach definierten Datenräumen.
3 Die örtliche Begrenzung der Datenräume richtet sich nach dem örtlichen Zuständigkeitsbereich der Datenbezüger und dem Zweck ihrer Aufgabenerfüllung.

	§§ 23–26 MERG
§ 8 IDG
	 

	[bookmark: _Toc483899607]d. Transparenz über den Datenbezug
Die Fachstelle verzeichnet zwei Jahre nach ihrer Bekanntgabe die von den Datenbezügern aus der KEP abrufbaren Daten in einem Anhang zur Verordnung.
	§ 23 Abs. 3 und Abs. 4 MERG
§ 4 IDG
	

	[bookmark: _Toc483899608]Datenzugriff a. berechtigte Personen
1 Jeder Datenbezüger bezeichnet die zugriffsberechtigten Personen sowie eine für die Fachstelle zuständige Ansprechperson.
2 Die Fachstelle stellt mittels Autorisierung und Authentifizierung sicher, dass nur die zugriffsberechtigten Personen beziehbare Daten aus der KEP abrufen und sich melden lassen können.
	§ 26 MERG
	

	[bookmark: _Toc483899609]b. Protokollierung
1 Die Fachstelle protokolliert, wer auf die Daten zugegriffen hat und wann der Zugriff erfolgt ist. Sie wertet die Protokolle periodisch aus.
2 Die Protokolle sind nach Ablauf eines Jahres automatisiert zu löschen.
	§ 23 Abs. 5 und § 26 MERG
	

	[bookmark: _Toc483899610]Finanzierung
1 Die Finanzierung des Betriebs der KEP erfolgt in der Regel durch eine verursachergerechte und kostendeckende Leistungsverrechnung.
2 Die Fachstelle verrechnet die Aufwendungen für die Bereitstellung der Dienstleistung für die Datenbekanntgabe aus der KEP mit dem Entscheid über den Datenbezug.
	§ 29 CRG
	 

	[bookmark: _Toc483899611]Ausnahmen vom Bezugsrecht und von der Bezugspflicht
1 Der Regierungsrat kann in begründeten Fällen vom Bezugsrecht und von der Bezugspflicht Ausnahmen bewilligen.
2 Er kann die Datenbekanntgabe ganz ablehnen, wenn die Aufwendungen im Verhältnis zum ersuchten Zweck als unangemessen erscheinen. Er berücksichtigt insbesondere die Art der Daten und die Anzahl der jährlichen Bezüge.
	§ 26 und § 32 lit. c MERG
	

	D. [bookmark: _Toc483899612]Schlussbestimmung
	
	

	[bookmark: _Toc483899613]Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.
	
	




	[bookmark: _Toc483899614]Anhang 1: (§ 15)
	
	

	Identifikatoren und Merkmale          Datenbezüger/Verwaltungseinheit
...                                                      ...

	
	

	[bookmark: _Toc483899615]Anhang 2: Änderung bisherigen Rechts
	
	

	Die nachstehenden Verordnungen werden wie folgt geändert:

	
	

	[bookmark: _Toc483899616]1.	Die Verordnung über die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung vom 18. Juli 2007 (LS 172.11)
	
	

	Anhang 1: Zuständigkeitsbereiche der Direktionen (§ 58)
	
	

	A. Direktion der Justiz und des Innern
	
	

	1.–6. unverändert
7. Zivilstands-, Bürgerrechts- sowie Melde- und Einwohnerregisterwesen
8.–23 unverändert.
	§ 58 VOG RR
	

	Anhang 3: Selbstständige Entscheidkompetenzen der Verwaltungseinheiten (§ 66)
	
	

	1. Direktion der Justiz und des Innern
	
	

	1.1 Gemeindeamt
lit. a.–f. unverändert.
g. Melde- und Einwohnerregisterwesen, soweit der Kanton zuständig ist.
Ziff. 2–7 unverändert.
	§ 66 VOG RR
	

	[bookmark: _Toc483899617]2.	Die Verordnung über ...
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